Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3488 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert: 


§ 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 

§ 33 gilt nicht für Soldaten, die sich für eine 
Dienstzeit von mindestens zwei Jahren verpflich- 
ten." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1968 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Dorn und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/3488 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


1. Durch Artikel 11 § 1 des Finanzänderungsgeset- 
zes 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1259) wurde § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes 
geändert. Danach erhalten Soldaten, die sich für 
eine Dienstzeit von zwei Jahren verpflichten, 
Dienstbezüge nicht mehr ab ihrer Ernennung zum 
Soldaten auf Zeit, sondern erst nach Ableisten eines 
Grundwehrdienstes von zwölf Monaten. 

Seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist der Be- 
stand an längerdienenden Soldaten besorgniserre- 
gend zurückgegangen. Ihre Zahl hat sich innerhalb 
von sieben Monaten 

von 235 100 (Stand 7. Dezember 1967) 

um 21 850 (- 9,3 Vo) 

auf 213 250 (Stand 7. Juli 1968) 

vermindert. Bis Ende des Jahres ist ein weiterer 
Rückgang zu erwarten. Zur Zeit ergibt sich in der 
Bundeswehr folgendes Verhältnis von 

Längerdienern zu Wehrpflichtigen 

Soll 62,2 o/o 37,8 «/o 

Ist 47,6 o/o 52 , 40 / 0 . 

Dieses Mißverhältnis liegt im wesentlichen darin 
begründet, daß seit Inkrafttreten des o. a. Gesetzes 
der Bestand an Soldaten mit einer Verpflichtungs- 
zeit von zwei Jahren um rund 25 200 (von 46 200 
am 7. Dezember 1967 auf 21 000 am 7. Juli 1968) 
zurückgegangen ist. Ende 1968 werden bei einem 
voraussichtlichen Bestand von rund 205 000 Lang- 
dienern nur noch ca. 7400 Z 2-Soldaten im Dienst 
sein. Im Rahmen der Gesamtzahl von 240 000 Lang- 
dienern wären jedoch rund 40 000 Z 2-Soldaten er- 
forderlich. Die Z 2-Soldaten sind zur Besetzung von 
Dienstposten notwendig, auf denen ein Soldat nur 
nach längerer Ausbildung effektiv werden kann. 
Eine solche Ausbildung während eines 18-monati- 
gen Grundwehrdienstes durchzuführen wäre unwirt- 
schaftlich. 

Der Rückgang der Zahl von Z 2-Soldaten ist über- 
dies bedeutsam für die Personallage der Unteroffi- 
ziere. Aus dem Aufkommen an Z 2-Soldaten hat 
sich bisher ein wesentlicher Teil der Unteroffiziere 
rekrutiert. Durch das o. a. Gesetz ist diese Möglich- 
keit der Gewinnung von Unteroffizieren entschei- 


dend verringert worden. Dementsprechend ist der 
effektive Zuwachs an Unteroffizieren, der im Jahre 

1967 8920 Unteroffiziere betrug, im ersten Halbjahr 

1968 auf 2289 Unteroffiziere zurückgegangen. Der 
Jahreszuwachs 1968 dürfte um 50 v. H. niedriger 
liegen als im Vorjahre und damit nicht einmal den 
Zuwachs vor Einführung der Verpflichtungsprämie 
erreichen. Ab 1969 ist sogar mit einem Absinken 
des Bestandes an Unteroffizieren zu rechnen. 

2. Angesichts dieser äußerst besorgniserregenden 
Entwicklung des Aufkommens an längerdienenden 
Soldaten (Erstverpflichtungen 1966 = 50 500, 1967 
= 34 600, 1968 “ bisher 20 000) wird es für drin- 
gend notwendig gehalten, die nur unter dem Zwang 
der besonderen Haushaltssituation des vorigen Jah- 
res hingenommene Besoldungsverschlechterung der 
Z 2-Soldaten zu beseitigen und die Regelung der 
Dienstbezüge dieser Soldaten, die bis zum 31. De- 
zember 1967 galt, wiederherzustellen. 

Die erforderliche Gesetzesänderung wird Mehrko- 
sten in Höhe von 30 Mio DM jährlich zur Folge 
haben. Dieser Betrag braucht jedoch nicht im Haus- 
halt 1969 zusätzlich zur Verfügung gestellt zu wer- 
den. Das trifft auch für die mehrjährige Finanzpla- 
nung zu. Dies folgt aus der Tatsache, daß im Haus- 
halt 1969 Mittel für 240 000 Langdiener vorgesehen 
sind, das Ist der Langdiener aber seit 7. Juli 1968 
auf 213 250 abgesunken ist und bis Ende 1968 mit 
einem weiteren Rückgang auf rund 205 000 gerech- 
net wird. 

Bei dieser Berechnung wird davon ausgegangen, 
daß Verpflichtungen auf eine Dienstzeit von zwei 
Jahren in der Regel erst während der allgemeinen 
Grundausbildung oder nach deren Beendigung ein- 
gegangen und die Ernennung daher im allgemeinen 
nicht vor dem vierten Dienstmonat wirksam wird. 
Nur in Ausnahmefällen wird auch eine Ernennung 
bereits mit dem Tage des Dienstantritts in Betracht 
kommen, wenn es sich um Spezialisten handelt, an 
deren Gewinnung der Bundeswehr besonders gele- 
gen ist. 

3. Nummer 1 des § 47 kann entfallen, da es sich 
hierbei um eine gegenstandslos gewordene Vor- 
schrift handelt. 
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